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 BWKG CDU SPD Linke Bündnis 90/ 
Die Grünen 

FDP AfD 

1. Werden Sie 
sich für eine ge-
rechtere Kran-
kenhausfinan-
zierung einset-
zen, die das 
überdurch-
schnittliche 
Lohnniveau im 
Land bei der 
Ermittlung des 
Landesbasis-
fallwertes be-
rücksichtigt? 

 

Der Personalkostenan-
teil der Krankenhäuser 
beträgt 60 %. Für eine 
Krankenpflegekraft 
muss im Hochlohnland 
Baden-Württemberg 
deutlich mehr bezahlt 
werden als in den 
meisten anderen Län-
dern. Dies gilt auch für 
viele andere Personal-
gruppen. Die gesetzli-
chen Vorgaben zur 
Ermittlung des Lan-
desbasisfallwertes se-
hen eine Berücksichti-
gung des hohen Lohn-
niveaus nicht vor. Dies 
hat dazu geführt, dass 
sich die Vergütungen 
in den Ländern stark 
angeglichen haben, 
obwohl die Kosten 
sehr unterschiedlich 
sind. Das regionale 
Lohnniveau muss im 
Landesbasisfallwert 
berücksichtigt wer-
den. 

Steigende Kosten der 
Krankenhäuser infolge 
von Tarifabschlüssen, 
die die Obergrenze für 
Preiszuwächse über-
schreiten, sind bereits 
hälftig von den Kos-
tenträgern zu refinan-
zieren.  

Um weiterhin hervor-
ragende medizinische 
und pflegerische Qua-
lität anzubieten, Not-
fälle kostendeckend 
zu behandeln und die 
Krankenhaushygiene 
stärken zu können, 
brauchen Kranken-
häuser eine auskömm-
liche Finanzierung.  

Wir wollen daher eine 
Berücksichtigung der 
Preisentwicklung bei 
der Krankenhausver-
gütung, vor allem ei-
nen vollen Ausgleich 
der Tarifsteigerung. 

Die SPD ist für eine ge-
rechte und bezahlbare 
Krankenhausfinanzie-
rung. Bei den Landes-
basisfallwerten sind 
die gesetzlichen Vor-
gaben so geregelt, 
dass alle Kostensteige-
rungen berücksichtigt 
werden können. Zu-
sätzlich haben wir im 
KHSG eine anteilige 
Tarifberichtigung ein-
geführt, die sogar 
Preissteigerungen 
oberhalb des Verän-
derungswertes be-
rücksichtigt. Allerdings 
berücksichtigte der 
Kompromiss zu den 
Landesbasisfallwerten 
beim KHSG nicht die 
Gegebenheiten in un-
serem Bundesland. 
Dafür ist noch ein 
Ausgleich zu finden. 

Die Finanzierung der 
Krankenhäuser muss 
diese wirtschaftlich si-
chern. Dazu müssen 
die DRGs durch eine 
bedarfsgerechte Fi-
nanzierung ersetzt 
werden. Die Personal-
kosten müssen bei der 
Ermittlung des Lan-
desbasisfallwerts be-
rücksichtigt werden. 
Wer gutes Personal 
und eine qualifizierte 
Versorgung in den 
Krankenhäusern ha-
ben will, muss gute 
Löhne zahlen. Flä-
chentarifverträge 
müssen erhalten blei-
ben. Dies ist finanzier-
bar, wenn die paritäti-
sche Finanzierung 
wieder hergestellt 
wird. Wir fordern eine 
solidarische Gesund-
heitsversicherung, in 
die alle entsprechend 
ihres gesamten Ein-
kommens einzahlen, 
auch die derzeit Pri-
vatversicherten. 

Wir haben uns wie-
derholt für eine Be-
rücksichtigung des 
hohen baden-
württembergischen 
Lohnniveaus beim 
Landesbasisfallwert 
eingesetzt.  

Erst kürzlich wurde 
beim Bundesministe-
rium für Gesundheit 
nochmals auf die 
Schwierigkeiten be-
züglich der Abbildung 
der in Baden-
Württemberg im Län-
dervergleich höheren 
Lohnkosten im Lan-
desbasisfallwert hin-
gewiesen. Dazu wur-
den auch konkrete ge-
setzliche Änderungs-
vorschläge unterbrei-
tet. Wir werden wei-
terhin auf den Bund 
einwirken, um eine 
stabile Finanzierung 
der Krankenhäuser 
und damit auch der 
Lohnkosten zu errei-
chen. 

Baden-Württemberg 
leistet deutlich mehr 
an Beitragsaufkom-
men als später in tat-
sächlichen Entgelten 
berücksichtigt wird. Es 
muss endlich Raum für 
regionale Besonder-
heiten geschaffen 
werden, um konkur-
renzfähig bleiben zu 
können. Dies zeigt sich 
besonders im grenz-
nahen Raum. 

Das Problem der 
mangelhaften Abbil-
dung der Personal-
kosten in den DRG-
Fallpauschalen ist 
nicht auf Baden-
Württemberg be-
schränkt, wenngleich 
Baden-Württemberg 
durch das hohe 
Lohnniveau doppelt 
bestraft ist.  Die Sche-
re zwischen tatsächli-
chen Tarifsteigerun-
gen und den in den 
Fallpauschalen kalku-
lierten Kosten muss 
geschlossen werden, 
was nur durch eine 
entsprechende An-
passung der Landes-
basisfallwerte ge-
schehen kann. Dar-
über hinaus muss kri-
tisch und unvorein-
genommen geprüft 
werden, ob das DRG-
Fallpauschalsystem in 
seiner jetzigen Aus-
prägung noch sachge-
recht ist. 
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2. Wie wollen 
Sie sicherstel-
len, dass ausrei-
chend Mittel für 
die Investitions-
finanzierung zur 
Verfügung ste-
hen? 

Die Bereitstellung von 
ausreichenden Investi-
tionsmitteln ist die 
zentrale Vorausset-
zung für die Moderni-
sierung und Zukunfts-
fähigkeit der Kranken-
häuser. Die von den 
Ländern aktuell jähr-
lich zur Verfügung ge-
stellten Investitions-
fördermittel von rund 
2,8 Milliarden Euro 
reichen dazu jedoch 
bei Weitem nicht aus. 
Zwar wurden die Mit-
tel in Baden-
Württemberg in den 
vergangenen Jahren 
deutlich aufgestockt. 
Aber auch hier ist der 
Bedarf nicht gedeckt. 
Nötig ist ein nationaler 
Investitionspakt, um 
endlich genügend In-
vestitionsmittel be-
reitzustellen. 

Die Länder haben sich 
im KHSG verpflichtet, 
die notwendigen In-
vestitionskosten zu fi-
nanzieren. Darüber 
hinaus wurden fol-
gende Maßnahmen 
ergriffen: 

• Bestehende Zu-
schläge werden wei-
terentwickelt und 
neue eingeführt. 

• Die Spannweite der 
Landesbasisfallwer-
te wird weiter ange-
nähert, wodurch im 
Jahr 2016 in vielen 
Ländern die Landes-
basisfallwerte ange-
hoben wurden. 

• Übervergütungen 
bei sinkenden Sach-
kosten sollen abge-
baut werden. Dies 
kommt insbesonde-
re der Vergütung 
personalintensiver 
Leistungen zugute. 

• Ein Strukturfonds 
mit einem maxima-
len Volumen in Hö-
he von 1 Milliarde 
Euro wurde einge-
richtet.  

Die SPD hat in ihrer 
Beteiligung in der 
Landesregierung die 
Landesmittel für die 
Krankenhäuser von 
2011 bis 2016 um 35 
% erhöht. Leider hat 
die neue Landesregie-
rung in ihrem ersten 
ordentlichen Haushalt 
die Landesmittel im 
Landeskrankenhaus-
bauprogramm um 63 
Mio. Euro gekürzt und 
durch die Mittel aus 
dem Strukturfonds er-
setzt, anstatt diese für 
zusätzliche Investitio-
nen zu nutzen. Weite-
re Kürzungen sind be-
reits angekündigt. Ei-
ne grundsätzliche Re-
form der Kranken-
hausfinanzierung ist 
für uns durchaus eine 
Option. Aber dabei 
dürfen sich die Länder 
nicht aus ihrer Ver-
antwortung stehlen. 

Die Landesregierung 
muss ihre gesetzlichen 
Planungs- und Investi-
tionsverpflichtungen 
für Krankenhäuser er-
füllen. DIE LINKE for-
dert dazu vom Bund 
komplementäre Zu-
schüsse für die Länder 
in Höhe von 2,5 Milli-
arden Euro jährlich. 
Der Investitionsstau 
darf nicht weiter auf 
dem Rücken der Be-
schäftigten ausgetra-
gen werden. Baustel-
len dürfen nicht aus 
Betriebsmitteln be-
zahlt werden, wäh-
rend beim Personal 
gespart wird. Mit den 
Einnahmen aus einer 
Vermögenssteuer, die 
allein den Ländern zu-
gute käme,  machen 
wir es möglich, den 
Investitionsstau abzu-
bauen. Das wäre ein 
nationaler Investiti-
onspakt mit „links“. 

 

 

Das Land Baden-
Württemberg bekennt 
sich eindeutig zu sei-
ner Finanzierungsver-
antwortung für Kran-
kenhausinvestitionen 
und hat deswegen die 
Mittel für den Kran-
kenhausbau in den 
letzten Jahren deutlich 
gesteigert. Zusätzlich 
dazu kommen Mittel 
aus dem Kranken-
hausstrukturfonds, 
dessen Weiterführung 
und Neuauflage wir 
unterstützen. Aller-
dings ist dabei darauf 
zu achten, dass die 
Länderhoheit bzgl. der 
Krankenhausplanung 
und –förderung nicht 
untergraben wird. 

Wir brauchen eine 
Neuausrichtung der 
Krankenhausplanung 
und Investitionsförde-
rung. Wir setzen dazu 
auf ein Anreizsystem, 
wonach diejenigen 
Länder, die ihren In-
vestitionsverpflich-
tungen nachkommen, 
vom Bund einen Zu-
schuss erhalten. 

Im Rahmen der dua-
len Finanzierung ist 
die Ausstattung der 
Krankenhäuser mit 
ausreichenden För-
dermitteln Aufgabe 
der Länder, denen 
auch die Kranken-
hausplanung obliegt. 
Eine Auflösung des 
Investitionsstaus im 
Krankenhausbereich 
kann nicht darin be-
stehen, dass der 
Bund für Versäumnis-
se der Länder finanzi-
ell geradesteht.  Der 
Bund hat jedoch im 
Rahmen seiner Ge-
setzgebungskompe-
tenz   die Verpflich-
tung, den Missbrauch 
des Haushaltsvorbe-
halts der Länder zu 
verhindern, was 
durch einen klar ge-
regelten Rechtsan-
spruch der Plankran-
kenhäuser bei der In-
vestitionsförderung 
geschehen könnte. 
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3. Wie wollen 
Sie eine sachge-
rechte Vergü-
tung der zu-
nehmenden 
ambulanten 
Leistungen der 
Krankenhäuser 
erreichen?  

 

Der wachsende Bei-
trag der Krankenhäu-
ser zur ambulanten 
Versorgung wird der-
zeit nicht angemessen 
vergütet. Der zuneh-
mende Ärztemangel 
macht aber die Sicher-
stellung der ambulan-
ten ärztlichen Versor-
gung allein durch die 
niedergelassenen Ärz-
te unmöglich. Die am-
bulante Notfallversor-
gung erfolgt schon 
jetzt im großen Um-
fang durch die Kran-
kenhäuser. Umfas-
sende vertragliche Be-
ziehungen bestehen 
jedoch nur zwischen 
Krankenkassen und 
Kassenärztlichen Ver-
einigungen. Der 
Rechtsrahmen muss 
so angepasst werden, 
dass direkte Vergü-
tungsverhandlungen 
zwischen GKV und den 
Krankenhausgesell-
schaften möglich sind. 

Bei der ambulanten 
Notfallversorgung 
werden die Kranken-
häuser stärker unter-
stützt indem die KVen 
vertragsärztliche Not-
dienstpraxen einrich-
ten oder die Not-
fallambulanzen ein-
binden. Die Vergü-
tungsregelungen wer-
den entsprechend an-
gepasst. Der Investiti-
onskostenabschlag für 
Kliniken bei der ambu-
lanten Vergütung 
wurde aufgehoben. 

Zudem soll die Not-
fallvergütung von 
DKG, KBV und GKV-SV 
angepasst werden. 

Hochschulambulanzen 
können Untersu-
chungs- und Behand-
lungsmethoden, zu 
denen der G-BA bisher 
keine Entscheidung 
über den Nutzen ge-
troffen hat, unter be-
stimmten Vorausset-
zungen anwenden.       

Es wird eine der wich-
tigsten Aufgaben in 
der nächsten Wahlpe-
riode sein, die sektor-
übergreifende Versor-
gung weiterzuentwi-
ckeln. Besonders deut-
lich wird die Notwen-
digkeit dazu im Be-
reich der ambulanten 
Notfallversorgung. 
Hier hat sich im Ver-
sorgungsalltag bereits 
eine deutliche Verla-
gerung der Leistungen 
aus dem Bereich der 
vertragsärztlichen 
Praxen an die Kran-
kenhäuser vollzogen. 
In diesem Zusammen-
hang müssen wir eine 
Reihe von grundle-
genden Fragen be-
antworten. Dabei geht 
es nicht nur um die 
Honorierung, sondern 
auch um Fragen der 
Sicherstellung und der 
Bedarfsplanung.  

Insbesondere im länd-
lichen Raum herrscht 
Ärztemangel. Wir wol-
len flächendeckend 
eine wohnortnahe Ge-
sundheitsversorgung 
erreichen. Deshalb 
müssen bei Bedarf 
auch kleinere Kran-
kenhäuser erhalten 
bleiben.  Wir wollen 
Kommunen unterstüt-
zen, um eigene Ge-
sundheitseinrichtun-
gen zu betreiben. Wo 
Krankenhäuser ambu-
lante Versorgung 
übernehmen, sollen 
die Gesundheitsleis-
tungen auch wie bei 
den niedergelassenen 
Ärzten kostendeckend 
abgerechnet werden. 
Wir unterstützen die 
Forderung der BWKG, 
den Rechtsrahmen da-
für anzupassen. 

Die wirksame Reform 
der Notfallversorgung 
gehört ganz oben auf 
die Agenda.  

Mittelfristig ist aus un-
serer Sicht ein ge-
meinsames Vergü-
tungssystems für am-
bulante und stationä-
re fachärztliche Leis-
tungen nötig. Damit 
werden auch Fehlan-
reize an den Sekto-
rengrenzen behoben. 
Wir wollen überdies 
die integrierte Versor-
gung stärken, um 
sektorale Budgets zu 
überwinden und die 
Orientierung am Ge-
sundheitsnutzen der 
Patientinnen und Pa-
tienten zu fördern. 
Kurzfristig müssen in 
Entscheidungen des 
Bewertungsausschus-
ses die jeweils rele-
vanten Akteure einge-
bunden werden, um 
Entscheidungen zu 
Lasten Dritter zu ver-
meiden. 

 

Wir Freie Demokraten 
wollen, dass die am-
bulante ärztliche Ver-
sorgung und die Nie-
derlassung in eigener 
Praxis mit Übernahme 
einer langfristigen, 
wohnortnahen Ver-
antwortung für die Pa-
tientenversorgung 
wieder attraktiver 
werden. Die niederge-
lassenen Haus- und 
Fachärzte sind die Ba-
sis der flächendecken-
den und hochwertigen 
ambulanten ärztlichen 
Versorgung in unse-
rem Land und  auf-
grund der demografi-
schen Entwicklung 
unerlässlich. Zudem 
erleichtert sie die Ein-
beziehung der Pflege 
und weiterer Gesund-
heitsberufe. 

Bei der Vergütung der 
Leistungen der ambu-
lanten Notfallversor-
gung sehen wir Hand-
lungsbedarf. 

Mit der zunehmen-
den Inanspruchnah-
me der Notfallambu-
lanzen der Krankhäu-
ser durch oftmals un-
kritische Fälle müssen 
alle Beteiligten unzu-
frieden sein. Die Ein-
richtung von Portal-
praxen ist ein gang-
barer Weg aus die-
sem Dilemma, der 
schon vielerorts be-
schritten wurde. Wo 
dies nicht möglich ist, 
muss sichergestellt 
sein, dass die Kran-
kenhäuser wenigs-
tens ihre variablen 
Kostenanteile finan-
ziert bekommen. Ide-
alerweise sollte dies 
in dreiseitigen Ver-
handlungen zwischen 
GKV, KV und den 
Krankenhausgesell-
schaften geregelt 
werden. Bei Nichtein-
igung ist der Gesetz-
geber gefordert. 
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4. Werden Sie 
im SGB V die 
Vergütungsre-
gelung für die 
Leistungen der 
Reha-Kliniken 
konkretisieren, 
um eine leis-
tungsgerechte 
Finanzierung 
und damit den 
Erhalt eines 
qualitativ 
hochwertigen 
Versorgungsan-
gebots sicherzu-
stellen? 

 

Die Vergütungsbe-
messung im Reha-
Bereich ist gesetzlich 
nicht konkretisiert. Die 
Schiedsstelle in Ba-
den-Württemberg ge-
steht daher aktuell 
nur Steigerungen in 
Höhe der Verände-
rungsrate zu. Eine Un-
terfinanzierung der 
Kliniken ist die Folge. 
Es muss gesetzlich ge-
regelt werden, dass 
die Umsetzung aner-
kannter Qualitätsvor-
gaben (z.B. zu Perso-
nal, Hygiene) sowie 
Investitionen zu finan-
zieren sind. Es muss 
klargestellt werden, 
dass der Grundsatz 
der Beitragssatzstabili-
tät der Anpassung der 
Vergütung nicht ent-
gegensteht und dass 
eine tarifliche Bezah-
lung nicht als unwirt-
schaftlich angesehen 
werden darf. 

 

 

 

 

Die Vergütung im 
Reha-Bereich muss so 
ausgestaltet sein, dass 
die Träger der Einrich-
tungen Qualitätsvor-
gaben umsetzen kön-
nen. Das gilt für Hygi-
enemaßnahmen ge-
nauso wie für ausrei-
chend Personal und 
deren tarifliche Vergü-
tung. Soweit das der-
zeitige Finanzierungs-
system diesen Anfor-
derungen nicht ge-
recht wird, bedarf es 
rechtlicher Anpassun-
gen. 

Die Regelungen zur 
Vergütung von Reha-
Leistungen haben sich 
in der Praxis nicht be-
währt und müssen 
weiterentwickelt wer-
den. Dazu hat der 
Sachverständigenrat 
zur Begutachtung der 
Entwicklung im Ge-
sundheitswesen in 
seinem Gutachten aus 
dem Jahr 2014 wichti-
ge Hinweise gegeben. 
Wir wollen prüfen, ob 
die Vertragsbeziehun-
gen ähnlich gestaltet 
werden können wie in 
der Sozialen Pflege-
versicherung: Versor-
gungsvertrag, Rah-
menvertrag und da-
rauf basierend Leis-
tungs- und Vergü-
tungsvereinbarungen. 

Tariftreue ist uns 
wichtig, die wollen wir 
auch in privaten Re-
habilitations- und Ge-
sundheitseinrichtun-
gen. Die Refinanzie-
rung der Reha-Kliniken 
muss auch dann mög-
lich sein, wenn ein 
hoher Qualitätsstan-
dard gegeben ist und 
tarifgerechte Löhne 
und Gehälter bezahlt 
werden. Das muss in 
den Vergütungsrege-
lungen klargestellt 
und in den Verhand-
lungen berücksichtigt 
werden. 

Der Grundsatz der Bei-
tragsstabilität hat für 
uns eine große Bedeu-
tung. Gleichwohl darf 
durch ihn nicht ver-
hindert werden, dass 
Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter tariflich 
bezahlt werden und 
Qualitätsvorgaben 
eingehalten werden. 

Gelingende Reha ist 
der Schlüssel für ein 
längeres Berufsleben. 
Wer bei der Reha 
spart, nimmt Mehr-
ausgaben bei Renten 
und ähnlichen Leis-
tungen sowie in der 
Pflege in Kauf. Die 
Vergütung ist aus gu-
tem Grund Verhand-
lungssache. Wir treten 
aber dafür ein, dass al-
le notwendigen Auf-
wendungen einer 
Reha-Einrichtung auch 
Einfluss in die Finan-
zierungssystematik 
finden. Wir treten für 
die Abschaffung des 
Reha-Deckels ein. Der 
Bedarf an Reha-
Leistungen ist weder 
planbar noch seriös 
budgetierbar.  

Die unzureichende 
gesetzliche Regelung 
der Finanzierung von 
Rehabilitationsein-
richtungen ist 
schnellstmöglich zu 
beheben. Die schwa-
che Verhandlungspo-
sition der einzelnen 
Einrichtungen muss, 
wie die AfD bereits in 
ihrem Landtagswahl-
programm 2016 ge-
fordert hatte, durch 
eine gesetzliche Neu-
regelung im SGB da-
hingehend angepasst 
werden, dass die 
Grundsätze der Ver-
gütungsbemessung 
zukünftig zwischen 
den Spitzenverbän-
den der GKV und den 
Landeskrankenhaus-
gesellschaften ausge-
handelt werden kön-
nen. Dadurch könnte 
auch vermieden wer-
den, dass Preise ein-
seitig diktiert werden. 
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5. Unterstützen 
Sie eine Rege-
lung im SGB V, 
die die Steue-
rungsmöglich-
keiten der 
Krankenkassen 
bei der Auswahl 
der Reha-
Einrichtungen 
beschränkt, um 
eine Zuweisung 
nach medizini-
schen Erforder-
nissen und un-
ter Berücksich-
tigung des 
Wunsch- und 
Wahlrechts zu 
erreichen? 

Einige Krankenkassen 
weisen ihre Versicher-
ten allein aus Kosten-
gesichtsgründen einer 
bestimmten Reha-
Klinik zu und steuern 
so streng nach vorab 
festgelegten Listen. 
Aus Sicht der BWKG 
sollte der behandeln-
de Arzt aufgrund der 
medizinischen Erfor-
dernisse und der 
Wünsche des Patien-
ten geeignete Kliniken 
vorschlagen. Die Kran-
kenkasse soll nur in 
begründeten Aus-
nahmefällen hiervon 
abweichen können. Es 
muss klargestellt wer-
den, dass die Umset-
zung der im Geriatrie-
konzept vorgesehenen 
wohnortnahen Ver-
sorgung oder von be-
rechtigten Patienten-
wünschen nicht zu ei-
ner Zuzahlungspflicht 
führen kann. 

 

 

 

 

Durch das GKV-
Versorgungsstär-
kungsgesetz haben wir 
das Wunsch- und 
Wahlrecht für Patien-
ten im Reha-Bereich 
gestärkt. Es soll von 
den Krankenkassen 
berücksichtigt wer-
den. In der Praxis wird 
dies noch nicht in vol-
lem Umfang umge-
setzt. Bleibt es dabei, 
muss die Wirksamkeit 
dieser gesetzlichen 
Regelung in der kom-
menden Legislaturpe-
riode überprüft wer-
den. Das Recht der Pa-
tienten darf von den 
Krankenkassen nicht 
beschnitten werden. 

Wir halten das 
Wunsch- und Wahl-
recht der Versicherten 
für ein hohes Gut, 
wollen es daher auch 
im SGB VI gesetzlich 
verankern und mehr 
darüber informieren. 
Andererseits haben 
die Leistungsträger die 
Pflicht, die Leistungen 
„ausreichend, zweck-
mäßig und wirtschaft-
lich“ zu gewähren. Wir 
setzen uns für eine gu-
te Abwägung beider 
Grundsätze ein. Ein-
seitige Interessen las-
sen wir nicht gelten. 

DIE LINKE hat die Stär-
kung des Wunsch- und 
Wahlrechts für die 
medizinische Rehabili-
tation mit dem Ver-
sorgungsstärkungsge-
setz unterstützt. Auch 
in § 9 SGB IX werden 
die genannten Krite-
rien nur beispielhaft 
genannt und können 
nach unserer Auffas-
sung nicht abschlie-
ßend sein. Insofern 
befürworten wir eine 
klarere Definition, 
welche Wünsche der 
Versicherten ange-
messen sind und da-
her von den Kranken-
kassen finanziert wer-
den. Die Verpflichtung 
zu Zuzahlungen bei 
berechtigten Patien-
tenwünschen wollen 
wir nicht. 

Vertragsmöglichkeiten 
der Krankenkassen 
können zu einer wirt-
schaftlicheren Versor-
gung beitragen. Dabei 
ist aber zu gewährleis-
ten, dass medizinische 
Erfordernisse gewahrt 
werden und eine 
wohnortnahe Versor-
gung nicht erschwert 
wird. Die Wünsche der 
Patientinnen und Pa-
tienten müssen be-
rücksichtigt werden. 
Zusätzliche Zuzahlun-
gen lehnen wir ab. 

Medizinische Kompe-
tenzen und Wünsche 
der Betroffenen müs-
sen die maßgebenden 
Entscheidungsgründe 
für die Wahl der Reha-
Einrichtung sein. Ge-
gen nicht nachvoll-
ziehbare Entscheidun-
gen sollte vorgegan-
gen werden. Kosten-
beteiligungen an der 
Reha selbst lehnen wir 
ab. 

Wir unterstützen das 
Recht auf freie Arzt-
wahl der Patienten, 
das sinngemäß auch 
auf die Auswahl von 
Rehabilitationsein-
richtungen Anwen-
dung finden muss. 
Der Patient trifft, 
nach vorheriger Bera-
tung durch seinen 
behandelnden Arzt,  
seine Auswahl in der 
Regel nach sozialen 
Aspekten, also nach 
der Nähe zum Woh-
nort und den Be-
suchsmöglichkeiten 
durch seine Angehö-
rigen, was für den 
Behandlungserfolg 
nicht unerheblich ist. 
Nur in begründeten 
und klar geregelten 
Fällen sollte der zu-
ständige Kostenträ-
ger von der Wahl des 
Patienten abweichen 
können. 
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6. Werden Sie 
sich für eine Ab-
schaffung oder 
Modifikation 
der Budgetie-
rung von Reha-
Ausgaben der 
Rentenversiche-
rung einsetzen 
und die Pflege-
versicherung an 
der Finanzie-
rung von Reha-
Leistungen be-
teiligen? 

Versicherte haben ei-
nen Rechtsanspruch 
auf medizinische Re-
habilitation. Die Um-
setzung dieses An-
spruchs wird aber 
durch Budgetierung 
und Fehlanreize ge-
fährdet. Das Teilhabe-
budget der Renten-
versicherung muss 
aufgehoben werden, 
zumal Reha sich rech-
net. Wenn dennoch 
an der Budgetierung 
festgehalten wird, 
muss zumindest si-
chergestellt werden, 
dass die Zuweisung an 
die einzelnen Regio-
nalträger bedarfsge-
recht erfolgt. Die Ein-
beziehung der Pflege-
versicherung als Kos-
tenträger von Reha-
Maßnahmen muss 
umgesetzt werden, 
um dem Grundsatz 
Reha vor Pflege tat-
sächlich zum Durch-
bruch zu verhelfen. 

Wir wollen die Mög-
lichkeiten der Rehabi-
litation zur Erhaltung 
der Selbstständigkeit 
stärker nutzen, ent-
sprechende Angebote 
ausbauen und die Zu-
sammenarbeit der So-
zialversicherungsträ-
ger in diesem Bereich 
verbessern. Für Bezie-
her von Leistungen 
nach dem SGB XI soll 
die Zuständigkeit und 
Finanzierung von Re-
habilitationsmaßnah-
men auf die Pflegever-
sicherung übergehen. 
Im Gegenzug ist die 
medizinische Behand-
lungspflege im Pflege-
heim künftig sachge-
rechter durch eine 
pauschale Zahlung der 
GKV an die Pflegever-
sicherung zu finanzie-
ren. Durch die Pau-
schale wird ein auf-
wendiges bürokrati-
sches Verfahren zur 
detaillierten Abgren-
zung und zur Einzelab-
rechnung vermieden. 

Wir werden prüfen, 
wie das Rehabilitati-
onsbudget strukturell 
weiterentwickelt und 
gegebenenfalls in die 
Entscheidungskompe-
tenz der Selbstverwal-
tung übertragen wer-
den kann. Dies ist vor 
dem Hintergrund zu 
sehen, dass wir Reha-
bilitation als Investiti-
on verstehen und da-
mit Ausgaben bei der 
Erwerbsminderungs-
rente vermieden wer-
den können. Der 
Grundsatz „Rehabilita-
tion vor Pflege“ ist für 
uns leitend. An der 
Schnittstelle zwischen 
SGB V und SGB XI wol-
len wir prüfen, inwie-
weit die Pflegeversi-
cherung an den Kos-
ten der Rehabilitation 
für Pflegebedürftige 
oder von Pflegebe-
dürftigkeit bedrohte 
Menschen beteiligt 
werden sollte. 

Der Reha-Deckel ge-
hört abgeschafft. Die 
Einschränkung des 
Rechtsanspruches auf 
medizinische Rehabili-
tation durch Budgetie-
rung steht dem ge-
sundheitspolitischen 
Auftrag entgegen. Das 
Budget muss sich am 
tatsächlichen Bedarf 
orientieren. Der 
Grundsatz Rehabilita-
tion geht vor Pflege ist 
richtig. Im Interesse 
der Patientinnen und 
Patienten und im Inte-
resse der Reha-
Einrichtungen wäre es 
notwendig, dass die 
Rentenversicherungs-
träger einen höheren 
Anteil an den Reha-
Leistungen finanzie-
ren. 

Die Lohnentwicklung 
ist keine sinnvolle Ori-
entierungsgröße für 
die Entwicklung der 
Reha-Ausgaben der 
Rentenversicherung. 
Es ist kontraproduktiv, 
ausgerechnet die Leis-
tungen zu begrenzen, 
die ein vorzeitiges 
Ausscheiden von 
Menschen aus dem 
Erwerbsleben aus ge-
sundheitlichen Grün-
den verhindern kön-
nen. Im Hinblick auf 
die Einbeziehung der 
Pflegeversicherung 
könnte einerseits ge-
prüft werden, die 
Pflegeversicherung in 
den Kreis der Rehabili-
tationsträger aufzu-
nehmen. Überlegens-
wert sind als weitere 
Option auch Aus-
gleichszahlungen der 
sozialen Pflegeversi-
cherung an die gesetz-
liche Krankenversiche-
rung.  

 

 

 

Wir wollen den Reha-
Deckel abschaffen. 
Wir betrachten es als 
sachgerecht, dass sich 
die Pflegeversicherung 
an den Kosten der ge-
riatrischen Reha betei-
ligt. 

  

Es ist unstrittig, dass 
qualifizierte Rehabili-
tationsleistungen 
„sich rechnen“, d. h. 
dazu beitragen, Ver-
sicherte länger im 
Erwerbsleben zu hal-
ten, was angesichts 
der demographischen 
Herausforderungen 
gar nicht hoch genug 
eingeschätzt werden 
kann. Kontraproduk-
tiv ist hierzu ein in-
transparentes An-
tragsverfahren, will-
kürliche Budgetgren-
zen und eine gewisse 
Konkurrenzsituation 
zwischen Pflegeversi-
cherung und Kran-
ken- bzw. Rentenver-
sicherung. Diese 
Konstellation muss 
insgesamt auf den 
Prüfstand, um dem 
Grundsatz „Reha vor 
Pflege“ Rechnung zu 
tragen. 
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7. Wie werden 
Sie sicherstel-
len, dass zu-
künftig ausrei-
chend Pflege- 
und Betreu-
ungspersonal 
für die Versor-
gung der pfle-
gebedürftigen 
Menschen zur 
Verfügung steht 
und die derzeit 
für Baden-
Württemberg 
vereinbarten 
Personalricht-
werte nicht ge-
fährdet wer-
den? 

Vor dem Hintergrund 
der demographischen 
Entwicklung müssen 
die Rahmenbedingun-
gen so gestaltet wer-
den, dass auch künftig 
genügend Pflege- und 
Betreuungspersonal 
zur Verfügung steht. 
Ein wichtiges Etap-
penziel ist mit der 
Festsetzung von adä-
quaten Personalricht-
werten im Rahmen-
vertrag (§ 75 SGB XI) 
sowie mit der Einfüh-
rung einer Refinanzie-
rungsregelung zu den 
tarifvertraglich be-
dingten Personalkos-
ten (§ 84 Abs. 2 SGB 
XI) erreicht worden. 
Die Einführung eines 
bundesweiten Perso-
nalbemessungssys-
tems (§ 113c SGB XI) 
darf nicht dazu füh-
ren, dass das erreichte 
Niveau in Baden-
Württemberg gefähr-
det wird. 

 

 

 

Um den dringend be-
nötigten Pflegenach-
wuchs zu gewinnen, 
müssen weitere An-
strengungen unter-
nommen werden. Die 
„Ausbildungs- und 
Qualifizierungsoffen-
sive Altenpflege“, von 
Bund, Ländern und 
Verbänden wird hier 
Wirkung zeigen, wie 
auch die umfassende 
Modernisierung der 
Pflegeausbildung. Zu-
dem wird Schulgeld in 
der Altenpflege bald 
endgültig der Vergan-
genheit angehören. 

Ebenso wichtig sind 
ausreichende Mög-
lichkeiten der Fort- 
und Weiterbildung, 
Flexibilität bei den Ar-
beitszeitmodellen und 
ein adäquates Ein-
kommen. 

Zudem brauchen wir 
einen Ausbau des be-
trieblichen Gesund-
heitsmanagements 
gerade für die Pflege.  

Wir setzen uns für 
mehr und besser be-
zahltes Pflegepersonal 
ein. Deshalb wollen 
wir verbindliche Per-
sonalstandards um-
setzen. Der Pflegebe-
ruf muss gerecht be-
zahlt, flexibler wahr-
nehmbar und mit 
mehr Aufstiegschan-
cen versehen werden. 
Wir brauchen bessere 
Arbeitsbedingungen in 
der Pflege und einen 
leichteren Zugang zu 
Ausbildung und Studi-
um. Das Pflegeberufe-
gesetz ist dazu ein 
wichtiger Beitrag. Wir 
werden ein Sofortpro-
gramm für mehr Per-
sonal in der Altenpfle-
ge umsetzen, um kurz-
fristig Entlastung für 
die Beschäftigten zu 
schaffen. 

Wir brauchen mehr 
Pflegepersonal auch 
im Bereich der Alten-
pflege. Der Personal-
mangel ist offen sicht-
bar. Deshalb fordern 
wir Personalbemes-
sungsinstrumente und 
im Bund 40.000 Stel-
len mehr in der Alten-
pflege, zudem eine 
Fachkraftquote von 
mindestens 50 Pro-
zent. Und wir wollen 
dazu beitragen, dass 
die Pflegeberufe auf-
gewertet werden. Bei 
der Einführung eines 
bundesweiten Perso-
nalbemessungssys-
tems in der Altenpfle-
ge muss berücksichtigt 
werden, dass bereits 
bestehende Personal-
richtwerte nicht un-
terschritten werden 
können. Dafür muss 
eine entsprechende 
Klausel vereinbart 
werden. 

Baden-Württemberg 
hat im Länderver-
gleich den zweithöchs-
ten Anteil an Pflege-
kräften. Wir gehen be-
reits seit längerer Zeit 
mit verschiedenen 
Maßnahmen, z.B. 
durch den Ausbau 
akademischer Ausbil-
dungsangebote gegen 
den drohenden Fach-
kräftemangel vor. 
Darüber hinaus ent-
halten auch die um-
fangreichen Empfeh-
lungen der Enquete-
kommission „Pflege in 
Baden-Württemberg“ 
eine Reihe von Maß-
nahmen zur Bekämp-
fung des Pflegekräf-
temangels. Deren Um-
setzung ist eine zent-
rale Aufgabe der 
nächsten Jahre, um 
damit dem steigenden 
Bedarf qualifizierter 
Fachkräfte begegnen 
zu können. 

 

Der Arztberuf muss at-
traktiver und der Zu-
gang zum Medizinstu-
dium neu gestaltet 
werden. Die volle Ein-
beziehung der Pflege 
ins duale Ausbildungs-
system ist positiv, eine 
generalistische Aus-
bildung lehnen wir 
aber ab. Basis muss 
eine Integrative Aus-
bildung sein, in der 
nach einem ersten 
gemeinsamen Ausbil-
dungsjahr eine Spezia-
lisierung folgt. Die 
verantwortungsvolle 
und hochqualifizierte 
Arbeit der Pflegenden 
muss entsprechend 
vergütet werden. Zu-
dem sollen familien-
freundliche Arbeits-
zeitmodelle gefördert 
und die Pflege durch 
gezielte Einwanderung 
sowie die Integration 
von Flüchtlingen ge-
stärkt werden. 

Der Pflegeberuf muss 
attraktiver gestaltet 
werden, wozu ein 
Bündel von Maß-
nahmen erforderlich 
ist. Hierzu gehören 
neben besseren Ar-
beitsbedingungen 
durch ausreichend 
vorhandenes und fi-
nanziertes Personal 
auch attraktive Aus- 
und Weiterbildungs-
angebote und nicht 
zuletzt eine spürbar 
verbesserte Vergü-
tung. Die Einführung 
von verbindlichen 
Pflegepersonalschlüs-
seln, über das derzeit 
geplante Maß hinaus, 
wird den Arbeits-
druck bei den Pfle-
genden reduzieren. 
Besonderheiten auf 
Landesebene sind zu 
berücksichtigen, so 
dass keinesfalls eine 
Verschlechterung ge-
genüber dem jetzigen 
Stand eintreten darf. 
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8. Wie werden 
Sie sicherstel-
len, dass auf-
grund von Ent-
geltverhandlun-
gen (beispiels-
weise in Folge 
gestiegener Per-
sonalkosten) die 
von den Be-
wohnern der 
stationären Ein-
richtungen zu 
tragenden Kos-
ten nicht über-
proportional 
steigen? 

Entgeltverhandlungen 
in stationären Einrich-
tungen führen auf-
grund des fixen Leis-
tungsbetrages der 
Pflegekassen immer 
dazu, dass die Bewoh-
ner die zusätzlichen 
Kosten zunächst allein 
tragen müssen und ih-
re Kosten so prozen-
tual deutlich stärker 
steigen als  die Entgel-
te. Dieser „Sockelef-
fekt“ wird durch den 
Einrichtungseinheitli-
chen Eigenanteil (EEE) 
noch verstärkt. Sys-
tembedingt kann sich 
bei einer Entgeltstei-
gerung um 3 % der 
EEE um mehr als 10 % 
erhöhen. Um dem 
entgegenzuwirken 
sollte die in § 30 SGB 
XI vorgesehene Dy-
namisierung der Leis-
tungsbeträge der Pfle-
geversicherung jähr-
lich erfolgen. 

 

 

 

 

Pflege muss uns etwas 
wert sein. In dieser 
Legislaturperiode ha-
ben wir den Pflegever-
sicherungsbeitrag um 
0,5 Prozentpunkte an-
gepasst. In der kom-
menden Wahlperiode 
ist die Pflegeversiche-
rung auch für weitere 
Projekte ausreichend 
finanziert. Wir brau-
chen bei steigenden 
Pflegesätzen zukünftig 
mehr Entlastung für 
die Pflegebedürftigen. 

Wir haben uns für 
mehr Pflegepersonal 
und eine bessere Pfle-
ge in den Einrichtun-
gen der Altenhilfe ein-
gesetzt. Dass sich das 
in den Entgelten wi-
derspiegelt ist nicht 
verwunderlich. Um die 
Belastungen für die 
Bewohner zu mindern, 
müssen wir die Pfle-
geversicherung zu-
kunftsfest gestalten. 
Wir streben an, dass 
der jetzige Eigenanteil 
für pflegebedingte 
Aufwendungen in sta-
tionären Einrichtun-
gen zukünftig auch 
von der Pflegeversi-
cherung getragen 
wird, damit es auch in 
der vollstationären 
Pflege keine weitere 
Kostenverlagerung auf 
Pflegebedürftige gibt. 
Unser Ziel ist die Voll-
versicherung in der 
Pflege. 

Kurzfristig ist eine Dy-
namisierung der Leis-
tungsbeiträge erfor-
derlich, die aus-
schließt, dass sich die 
zusätzlichen Kosten 
für die Bewohnerin-
nen und Bewohner 
prozentual erhöht.  

Unser Ziel ist eine 
Pflegevollversiche-
rung, die alle pflege-
bedingten Leistungen 
umfasst. Das würde 
möglich mit einer soli-
darischen Pflegeversi-
cherung, in die alle 
einzahlen, ohne eine 
Beitragsbemessungs-
grenze, die Reiche und 
Superreiche schont. 
Prof. Rothgang hat ak-
tuell ausgerechnet, 
dass mit unserem 
Konzept (Berechnung 
für 2013) jährlich min-
destens 12,5 Milliar-
den Euro mehr in der 
Pflegeversicherung zur 
Verfügung stünden. 

Gute Pflege muss an-
gemessen bezahlt 
werden. Für eine lang-
fristig stabile und soli-
darische Finanzierung 
fordern wir die Bür-
gerversicherung in der 
Pflege. Dazu gehört 
auch eine regelgebun-
dene Dynamisierung 
der Leistungen der 
Pflegeversicherung zu 
einem Drittel entlang 
der Inflations- und zu 
zwei Dritteln entlang 
der Lohn- und Ge-
haltsentwicklung. So 
kann auch vermieden 
werden,  dass die Ei-
genanteile der Pflege-
bedürftigen unbezahl-
bar ansteigen. Es muss 
außerdem gesichert 
sein, dass die Leis-
tungsmittel auch tat-
sächlich in der Pflege, 
das heißt bei den Be-
troffenen und beim 
Pflegepersonal an-
kommen. 

Die Pflegeversiche-
rung ist von Anfang an 
als Teilabsicherung 
gedacht gewesen. Bei 
Leistungsausweitun-
gen muss immer eine 
Gesamtschau und In-
teressenabwägung 
stattfinden, nicht zu-
letzt auch im Hinblick 
auf die Beitragssatz-
stabilität. Die Auswir-
kungen des PSG II auf 
die stationären Pfle-
geheime zeigen sich 
inzwischen deutlicher. 
Hier bedarf es einer 
genaueren Analyse. 
Im Übrigen ist die sta-
tionäre Pflege gegen-
über der ambulanten 
Pflege bei der Behand-
lungspflege benachtei-
ligt.  

Entgeltsteigerungen 
bei den stationären 
Pflegeeinrichtungen 
müssen gleichmäßig 
zwischen Pflegekasse 
und Nutzer von stati-
onären Pflegeeinrich-
tungen aufgeteilt 
werden. Eine über-
proportionale Belas-
tung von Heimbe-
wohnern lehnen wir 
ab. Dies hat der Ge-
setzgeber durch ent-
sprechende Regelun-
gen umzusetzen. Der 
Mehraufwand, den 
die Pflegekassen 
hierdurch tragen 
müssen, kann durch 
eine zielgerechte 
Förderung der häusli-
chen Pflege, die den 
Bedürfnissen der äl-
teren Menschen oh-
nehin mehr entge-
genkommt, weitge-
hend aufgefangen 
werden. 
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9. Wie wollen 

Sie den Büro-

kratieaufwand 

in den Pflege-

einrichtungen 

weiter reduzie-

ren?  

 

Bei Kurzzeit- und Ta-
gespflege wird anders 
als bei Dauerpflege 
nicht der Lebensmit-
telpunkt in ein Heim 
verlagert. Dennoch 
gelten seit 2009 nach 
dem Wohn- und Be-
treuungsvertragsge-
setz (WBVG) für den 
Vertragsabschluss die 
gleichen Vorgaben wie 
bei der Dauerpflege. 
Dies führt zu einer un-
angemessenen büro-
kratischen Belastung 
der Einrichtungen und 
Pflegegäste. Wie be-
reits bei der WBVG-
Einführung vorgese-
hen, muss der Bun-
destag dies nochmals 
überprüfen. Zudem 
muss der Aufwand für 
die vorvertraglichen 
Informationen gene-
rell auf ein vernünfti-
ges und verbraucher-
freundliches Niveau 
reduziert werden. 

Die Entbürokratisie-
rung der Pflegedoku-
mentation muss wei-
terentwickelt werden. 
Neue Möglichkeiten 
digitaler Anwendun-
gen eröffnen sich auch 
auf dem Feld der Pfle-
ge. Deshalb sollte die 
Anbindung des Pfle-
gebereichs an die Te-
lematikinfrastruktur 
schnell realisiert wer-
den. Technik kann 
Menschen von Stan-
dardaufgaben entlas-
ten. Hier brauchen wir 
eine aktive Auseinan-
dersetzung in der 
Pflege, bei der Chan-
cen und Risiken be-
wertet werden. Man 
kann Aufgaben an die 
Technik abgeben, um 
den Menschen stärker 
in den Mittelpunkt zu 
rücken. Wir brauchen 
mehr Zeit für Zuwen-
dung. 

Wir halten neben dem 
Verbraucherschutz in 
der Pflege auch den 
Schutz der besonders 
auf Hilfe angewiese-
nen alten Menschen 
für ein wichtiges Gut. 
Für diese bedarf es 
angemessener Doku-
mentationspflichten 
und Prüfungen. Be-
reits in der zu Ende 
gehenden Legislatur-
periode sind Ansätze 
entwickelt worden, 
die übermäßige Büro-
kratie zurückzuführen. 
Diese wollen wir aus-
weiten, damit der ei-
gentlichen Pflege am 
Menschen wieder 
mehr Zeit eingeräumt 
werden kann. 

Die Situation in den 
Einrichtungen macht 
es notwendig, dass 
Pflegende mehr Zeit 
haben für den Men-
schen. Sie sollen von 
solchen bürokrati-
schen Auflagen und 
Dokumentations-
pflichten entlastet 
werden, die aus-
schließlich der be-
triebswirtschaftlichen 
Kontrolle dienen und 
nicht der Qualitätssi-
cherung.  Das gilt auch 
für die Kurzzeit- und 
Tagespflege, die es 
vielen alten Menschen 
ermöglicht, in den ei-
genen vier Wänden zu 
leben und trotzdem 
weiter am gesell-
schaftlichen Leben ak-
tiv teilzunehmen. 

Eine Überprüfung des 
bürokratischen Auf-
wands von Verwal-
tungsvorgaben ist 
richtig. Mit dem 
WBVG soll jedoch in 
erster Linie mehr 
Transparenz geschaf-
fen werden. Ob dieses 
Ziel in allen Belangen 
erreicht wird, sehen 
wir durchaus kritisch. 
Die Regelung, dass 
„Verbraucher recht-
zeitig vor Abgabe von 
dessen Vertragserklä-
rung in Textform und 
in leicht verständlicher 
Sprache über sein all-
gemeines Leistungs-
angebot und über den 
wesentlichen Inhalt 
seiner für den Ver-
braucher in Betracht 
kommenden Leistun-
gen“ informiert wer-
den muss, hat sich 
bewährt, auch in Be-
zug auf die Kurzzeit-
pflege. 

Wir wollen, dass bei 
Heil- und Pflegeberu-
fen die Patientinnen 
und Patienten im Vor-
dergrund stehen und 
nicht die Bürokratie. 
Daher wollen wir den 
Aufwand für Bürokra-
tie und Dokumentati-
on vermindern, damit 
mehr Zeit für Zuwen-
dung zu pflegebedürf-
tigen Menschen zur 
Verfügung steht. Ein 
Lösungsansatz ist un-
ter anderem die ver-
stärkte Nutzung von 
Telemedizin und Al-
ters-Assistenzsyste-
men. So stellen wir ei-
ne menschenwürdige 
Begleitung sicher. 
Darüber hinaus wollen 
wir die Doppelprüfun-
gen von MDK und 
Heimaufsicht besser 
miteinander verzah-
nen. 

Der Bürokratieauf-
wand nicht nur in 
Pflegeeinrichtungen, 
sondern im gesamten 
Gesundheitswesen, 
hat längst das Maß 
des Zumutbaren 
überschritten. Allen 
Appellen zum Trotz 
ist hier keine Besse-
rung in Sicht. Im Ge-
genteil, ständig wer-
den neue Vorschrif-
ten erlassen, die bei 
den Beschäftigten im 
Gesundheitswesen 
nur noch Kopfschüt-
teln hervorrufen.  Wir 
unterstützen unein-
geschränkt jede Initi-
ative, die zur Redu-
zierung des Bürokra-
tiemonsters auf ein 
erträgliches Maß bei-
trägt.  Nicht zuletzt 
dadurch können fi-
nanzielle Mittel frei-
gesetzt werden, die 
an anderer Stelle 
dringend benötigt 
werden. 

 
 


